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S o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t
Rückzahlung von Arbeitslosengeld nur 
bei grober Fahrlässigkeit des Leistungs-
empfängers
Wer aufgrund eines fehlerhaften Bescheids 
Arbeitslosengeld erhält, muss dieses nur 
zurückzahlen, wenn er grob fahrlässig ge-
handelt hat. Bei einem juristischen Laien ist 
dabei Voraussetzung, dass er auch ohne 
nähere Rechtskenntnis hätte erkennen kön-
nen, dass ihm die Leistung so nicht zusteht. 
Dies geht aus einem Urteil des Sozialge-
richts Landshut hervor.

Der Kläger meldete sich mit Wirkung zum 
01.11.2022 bei der beklagten Agentur für 
Arbeit arbeitslos. Sein Anspruch auf Arbeits-
losengeld (ALG) umfasste zu diesem Zeit-
punkt zwölf Monate. Für November 2022 
wurde ihm ALG bewilligt. Ab 01.12.2022 
machte er sich selbstständig. Hierfür wurde 
ihm von der Beklagten mit Bescheid vom 
07.12.2022 ein Gründungszuschuss für den 
Zeitraum vom 01.12.2022 bis 31.05.2023 
gewährt.
Der Bescheid enthielt den Hinweis, dass sich 
die Bezugsdauer von ALG um die Monate 
verringere, für welche man einen Grün-
dungszuschuss erhalten habe. Auch ein 
Merkblatt, das dem Kläger ausgehändigt 
worden war, enthielt einen solchen Hin-
weis. Während seiner selbstständigen Tä-
tigkeit war der Kläger in der Arbeitslosen-
versicherung freiwillig weiterversichert. Ab 
01.06.2023 meldete sich der Kläger erneut 
arbeitslos. Ihm wurde von der Beklagten 

mit Bescheid vom 15.06.2023 ALG für elf 
Monate (d.h. von Juni 2023 bis April 2024) 
bewilligt. Im Februar 2024 fiel der Beklag-
ten auf, dass der Bescheid insofern unrichtig 
war, als dem Kläger ab Juni 2023 nicht für 
elf, sondern nur noch für fünf Monate, d. h. 
bis 30.10.2023, ALG zugestanden hätte. Die 
Beklagte hatte nicht berücksichtigt, dass die 
sechs Monate der Gewährung des Grün-
dungszuschusses auf die Bezugsdauer von 
ALG anzurechnen gewesen wären und so-
mit ein Anspruch auf ALG nur bis 30.10.2023 
bestanden hätte.
Mit Bescheid vom 08.03.2024 nahm die Be-
klagte daher den Bescheid vom 15.06.2023 
insoweit zurück, als über den 30.10.2023 
hinaus ALG gewährt worden war und for-
derte die überzahlten Leistungen in Höhe 
von rund 6.000 Euro vom Kläger zurück. Sie 
stellte sich auf den Standpunkt, dass die 
Rücknahme für die Vergangenheit mög-
lich sei, weil das Vertrauen des Klägers auf 
den Bestand des Verwaltungsaktes nicht 
schutzwürdig sei. Es sei als grob fahrläs-
sig zu werten, dass er davon ausgegangen 
sei, dass ihm das ALG ab Juni 2023 noch 
für elf Monate zustehe. In dem Bescheid 
vom 07.12.2022 und in Merkblättern sei 
er schließlich darüber aufgeklärt worden, 
dass die Monate der Gewährung des Grün-
dungszuschusses auf die maximale Bezugs-
dauer des ALG anzurechnen seien.
Gegen den Rücknahme- und Erstattungs-
bescheid vom 08.03.2024 klagte der Mann. 
Mit Erfolg. Das Sozialgericht hob den Be-
scheid auf. Die Voraussetzungen für die 
Rücknahme- und Erstattungsentscheidung 
gemäß § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X hätten 
nicht vorgelegen, weil der Kläger nicht grob 
fahrlässig gehandelt habe. Grobe Fahrläs-
sigkeit sei nur dann anzunehmen, wenn 
der Begünstigte die erforderliche Sorgfalt 
in besonders schwerem Maße verletzt und 
schon einfachste, ganz naheliegende Über-
legungen nicht angestellt habe.
Bei einem juristischen Laien sei dabei Vor
aussetzung, dass er auch ohne nähere 
Rechtskenntnis hätte erkennen können, 
dass ihm die Leistung so nicht zustehe (sog. 
„Parallelwertung in der Laiensphäre“). Hier 
im Fall reiche es nicht aus, dass dem Klä-
ger Monate vor Erlass des Bescheides vom 
15.06.2023 (im Dezember 2022) nicht kon-
kret fallbezogene Hinweise in einem Be-
scheid oder Merkblatt zugesandt worden 

seien, dass die Monate des Gründungszu-
schusses auf die Bezugsdauer von ALG an-
gerechnet würden. Die Rechtswidrigkeit des 
Bescheides vom 15.06.2023 sei hier nicht 
augenfällig gewesen. Dem Leistungsemp-
fänger, der zutreffende Angaben gemacht 
habe, dürfe durch abstrakte Belehrungen 
und Hinweise in Merkblättern etc. nicht das 
Risiko für eine sachgerechte Bearbeitung 
und Berücksichtigung von eindeutigen Tat-
sachen durch eine Fachbehörde aufgebür-
det werden.
Sozialgericht Landshut,
Urteil vom 15.12.2025 – S 16 AL 83/24 –

V e r t r a g s r e c h t
Netflix-Klausel zu Kündigung bei Rest-
guthaben von Gutscheinen für unwirksam
Die Regelung in den Geschenkkarten- und 
Gutscheinbedingungen von Netflix, nach 
der die Kündigung der Verbraucher erst mit 
Verbrauch des gesamten Guthabens wirk-
sam werden sollte, ist unwirksam. Dies hat 
der Bundesgerichtshof (BGH) hat auf die 
Revision des Verbraucherzentrale Bundes-
verbands in einem Klageverfahren gegen 
die Netflix Services Germany GmbH ent-
schieden.

Die Beklagte betreibt einen Streaming-
dienst. Ihre Kunden können zwischen ver-
schiedenen „Abonnements“ zu Monatsprei-
sen ab 4,99 Euro wählen. Sie bietet auch 
vorausbezahlte Gutscheinkarten im Wert 
zwischen 25 Euro und 200 Euro an. In den 
hierfür bestimmten Bedingungen verwen-
det sie u.a. folgende Klausel: „Wenn Sie Ihre 
(...) Mitgliedschaft kündigen und auf Ihrem 
(...) Konto noch ein Guthaben vorhanden ist, 
tritt die Kündigung Ihrer (...) Mitgliedschaft 
in Kraft, sobald Ihr (...) Guthaben vollständig 
aufgebraucht ist.“
Der Bundesgerichtshof entschied, dass die-
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se Klausel Kunden entgegen den Geboten 
von Treu und Glauben unangemessen be-
nachteiligt.
Die angegriffene Klausel führe dazu, dass 
eine Kündigung des Nutzungsvertrags - je 
nach Höhe des noch vorhandenen Gutha-
bens - erst viele Monate später wirksam 
wird. Sie weiche damit von der Regelung 
des § 620 Abs. 2, § 621 Nr. 3 BGB ab. Die-
se sei einschlägig, weil die Vergütung für 
die Leistungen der Beklagten nach Mona-
ten bemessen ist. Danach ergäbe sich eine 
Kündigungsmöglichkeit „spätestens am 15. 
eines Monats für den Schluss des Kalender-
monats“. Die Klausel könne dagegen bewir-
ken, dass eine Kündigung je nach Fall erst 
rund 39 Monate nach ihrer Erklärung wirk-
sam wird.
Darin liege ein Nachteil, weil der Kunde 
- anders als bei einer nicht vorab bezahl-
ten „Mitgliedschaft“ - nicht die Möglich-
keit hat, seine Zahlungspflicht jeweils zum 
Ablauf eines Monats zu beenden und die 
„Mitgliedschaft“ - unter Verwendung des 
verbliebenen Guthabens - später zu reakti-
vieren. Die Option, auf diese Weise die Mit-
gliedschaft zu pausieren, entfalle für ihn. Die 
Abwägung der wechselseitigen Interessen 
falle zu Lasten der Beklagten aus. Ihr allein 
offenkundiges Interesse, dass im Kunden-
konto kein Guthaben über einen möglicher-
weise längeren Zeitraum stehenbleibt, wie-
ge nicht schwer. Es ist nicht ersichtlich, dass 
sich aus diesem Umstand ein wesentlicher 
Nachteil für die Beklagte ergäbe.
Bundesgerichtshof,
Urteil vom 16.04.2026 – III ZR 152/25 –

A r b e i t s r e c h t
Kirchenzugehörigkeit als Einstellungsvo-
raussetzung
Religionsgemeinschaften und die ihnen 
zugeordneten Einrichtungen können als 
Einstellungsvoraussetzung eine Kirchenzu-
gehörigkeit verlangen, wenn diese nach der 
Art der Tätigkeit oder den Umständen ihrer 
Ausübung angesichts des Ethos der Religi-
onsgemeinschaft eine gerechtfertigte be-
rufliche Anforderung darstellt. Dies hat das 
Bundesarbeitsgericht entschieden.
Die Parteien stritten über eine Entschädi-
gung wegen einer Benachteiligung wegen 
der Religion. Der Beklagte ist ein Werk 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
Er schrieb am 25. November 2012 eine 
auf zwei Jahre befristete Stelle eines Re-
ferenten/einer Referentin in Teilzeit (60 
%) aus. Gegenstand der Tätigkeit sollten 
schwerpunktmäßig die Erarbeitung des 
Parallelberichts zum deutschen Staatenbe-
richt zur Umsetzung der UN-Antirassismus-
konvention durch Deutschland sowie Stel-
lungnahmen und Fachbeiträge sowie die 
projektbezogene Vertretung der Diakonie 
Deutschland gegenüber der Politik, der Öf-
fentlichkeit und Menschenrechtsorganisati-
onen sowie die Mitarbeit in Gremien sein. 
Der Parallelbericht sollte in Beratung mit 
Menschenrechtsorganisationen und weite-
ren Interessenträgern erstellt werden. Nach 
der Stellenausschreibung wurde ferner die 
Mitgliedschaft in einer evangelischen oder 
der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir-
chen in Deutschland (ACK) angehörenden 

Kirche und die Identifikation mit dem diako-
nischen Auftrag vorausgesetzt. Die konfes-
sionslose Klägerin bewarb sich mit Schrei-
ben vom 29. November 2012 auf die Stelle. 
Sie wurde nicht zum Vorstellungsgespräch 
eingeladen. Der Beklagte besetzte die Stelle 
mit einem evangelischen Bewerber. 
Die Klägerin verlangte die Zahlung einer 
Entschädigung nach § 15 Abs. 2 des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
iHv. mindestens 9.788,65 Euro. Sie war der 
Ansicht, der Beklagte habe sie entgegen 
den Vorgaben des AGG wegen der Religion 
benachteiligt. Sie habe die Stelle wegen ih-
rer Konfessionslosigkeit nicht erhalten.
Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass 
der Beklagte nicht verpflichtet sei, der Klä-
gerin eine Entschädigung gemäß § 15 Abs. 
2 AGG zu zahlen.
Der Beklagte habe die Klägerin nicht un-
zulässig wegen der Religion benachteiligt. 
Die aufgrund der Stellenausschreibung im 
Grundsatz indizierte Benachteiligung sei 
nach § 9 Abs. 1 Alt. 2 AGG ausnahmsweise 
gerechtfertigt. Diese Bestimmung erlaube 
in unionsrechts- und verfassungskonformer 
Auslegung gemäß Art. 4 Abs. 2 Richtlinie 
2000/78/EG und Art. 4 GG iVm. Art. 140 
GG, Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV eine unter-
schiedliche Behandlung wegen der Religi-
on, wenn die Kirchenzugehörigkeit nach der 
Art der Tätigkeit oder den Umständen ihrer 
Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige 
und gerechtfertigte berufliche Anforderung 
angesichts des Ethos der Religionsgemein-
schaft darstellt bzw. die Kirchenzugehörig-
keit im Hinblick auf die konkrete Tätigkeit 
für die Wahrung des religiösen Selbstver-
ständnisses geeignet, erforderlich und an-
gemessen ist.
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 21.05.2026 – 8 AZR 194/25 (F) –

B e a m t e n r e c h t
Lehrerin ist 35 km langer Arbeitsweg zu-
mutbar 
Eine Pendelstrecke von gut 35 km nach 
einem Umzug vom bisherigen Wohnort 
begründet keinen Versetzungsanspruch 
einer verbeamteten Lehrerin an eine nä-
her an ihrem neuen Wohnort gelegene 
Schule. Dies hat das Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen entschieden.

Die Klägerin wurde als Lehrerin an ei-
ner städtischen Gesamtschule in ihrem 
bisherigen Wohnort eingesetzt. Sie be-
gehrte zum 1. Februar 2026 ihre Ver-
setzung an eine andere, näher an ihrem 
neuen Wohnort gelegene Schule. Hierzu 
führte sie an, ihr Umzug – verbunden mit 
einem Hausbau – diene dazu, die Be-
treuung ihrer Kinder am beabsichtigten 
Wohnort über ihr dortiges familiäres 

Netzwerk sicherzustellen.
Die Bezirksregierung lehnte die Verset-
zung der Klägerin ab. Zur Begründung 
führte sie im Wesentlichen an, ihre bis-
herige Schule liege in zumutbarer Ent-
fernung auch zu ihrem neuen Wohnort 
und sei unterbesetzt. In Abwägung auch 
der genannten persönlichen Gründe 
müsse dem öffentlichen Interesse an der 
Unterrichtsversorgung der Vorrang ein-
geräumt werden. Die hiergegen erho-
bene Klage hat das Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen abgewiesen.
Die Bezirksregierung habe ermessens-
fehlerfrei dem öffentlichen Interesse an 
der Unterrichtsversorgung gegenüber 
den von der Klägerin angeführten indivi-
duellen Belangen den Vorzug gegeben. 
Auf der Ebene dienstlicher bzw. öffent-
licher Belange sei zu berücksichtigen, 
dass die Klägerin an einer Schule tätig 
ist, die unterbesetzt ist. Der mit einem 
Personalmangel verbundene gefährdete 
Aspekt reibungsloser Unterrichtsversor-
gung sei ein anerkanntes – gewichtiges 
– öffentliches Interesse, das Verset-
zungswünschen entgegenstehen kann. 
Für die Klägerin stritten entgegen ihrer 
Klagebegründung keine außergewöhn-
lichen Belange, wie es für eine Verset-
zung erforderlich wäre.
Beamte hätten ihren Dienst dort zu ver-
richten, wo es der Dienstherr wünscht. 
Ein Landesbeamter müsse also grund-
sätzlich damit rechnen, überall im ge-
samten Landesgebiet eingesetzt zu wer-
den. Es gelte insoweit auch das Prinzip 
jederzeitiger Versetzbarkeit. Diese Hin-
gabepflicht sei Gegenstück zu der den 
Dienstherrn treffenden Alimentations-
pflicht und begrenzt zudem die Fürsor-
gepflicht des Dienstherrn. Daran ändere 
nichts, dass die Klägerin Mutter zweier 
Kinder ist, die beide gesundheitlich ak-
tuell zumindest vorbelastet sind, ihr Ehe-
mann – jedenfalls nach ihren Angaben 
– für die Kinderbetreuung nicht zur Ver-
fügung steht und die Distanz von ihrem 
neuen Wohnort zu ihrer Herkunftsschu-
le mit gut 35 Kilometern eine gewisse 
Fahrtdauer mit sich bringt. Gleichwohl 
schlagen diese Aspekte nicht durch. Sie 
seien insoweit nicht außergewöhnlich, 
sondern gelten für unzählige andere 
Beamte des Landes Nordrhein-Westfa-
len gleichermaßen. Die Pendelstrecke 
sei zwar mit 35 Kilometern nicht uner-
heblich, aber auch nicht so bedeutend 
überdurchschnittlich, dass sie für sich 
genommen unzumutbar wäre. Die Anga-
be der Klägerin, die tatsächliche Fahrzeit 
betrage staubedingt tatsächlich bis zu 
60 Minuten, benenne ein Schicksal, das 
unzählige Pendler im Land trifft.
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen,
Gerichtsbescheid vom 30.03.2026 – 1 K 6161/25 –
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